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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 

und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 138. Sitzung 
am 18. März 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 23. Februar 1955 verabschiedeten 

Vierten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (4. ÄndG LAG) 

- Drucksache 1198 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussdiuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlidien 
Gründen einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 18. März 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 4. März 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 
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BUNDESRAT 


Anlage 


Betr,: Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (4. ÄndG LAG) 


Gründe für die Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses: 

1. auf der Aufbringungsseite 

1. Zu Art. I Nr. 1 (§ 6 LAG) 

Art. I Nr. 1 ist zu streichen. 

2. Zu Art.I Nr. 52 Buchstabe a (§ 323 LAG) 
Art. I Nr. 52 Buchstabe a ist zu streichen. 

3. Zu Art. I Nr. 60 (§ 348 Abs. 2 LAG) 

Art. I Nr. 60 ist zu streichen. 

4. Zu Art. V § 5 

Art. V § 5 ist folgende Fassung zu geben: 
5 

Bei der Anwendung des § 6 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes sind Beträge, die 
auf Grund der vorzeitigen Ablösung von 
Lastenausgleichsabgaben aufkommen, wie 
folgt anzusetzen: 

von dem Aufkommen im Jahre 1953 

jährlich 5 vom Hundert, 
von dem Aufkommen im Jahre 1954 

jährlich 10 vom Hundert, 
von dem Aufkommen im Jahre 1955 

jährlich 15 vom Hundert, 
von dem Aufkommen im Jahre 1956 

jährlich 20 vom Hundert, 
von dem Aufkommen im Jahre 1957 

jährlich 25 vom Hundert. 

Diese Regelung gilt bis zum 31. Dezember 
1957.“ 

Begründung zu Nr. 1 bis 4 
Der Bundesrat hat bereits in seinem Be- 
schluß zum Gesetz über die Gewährung 
von Vorschußzahlungen an Empfänger 
von Unterhaltshilfe nach dem LAG 
(VorschG LAG) (vgl. BR-Drucks. Nr. 
339/54 — Beschluß — vom 29. Oktober 
1954) der Erwartung Ausdruck gegeben, 
daß durch die Erhöhung von Leistungen 
anLAG^Berechtigte eine zusätzliche finan- 
zielle Belastung der Länder nicht eintritt. 
Eine solche zusätzliche Belastung würde 


dem Grundgedanken des Lastenausgleichs 
widersprechen. Es wird insoweit beson- 
ders auf die amtliche Begründung zum 
Entwurf eines Gesetzes über einen Allge- 
meinen Lastenausgleich (BT-Drucksadie 
Nr. 1180 der 1. Wahlperiode) bingewie- 
sen. U. a. ist dort ausgeführt: 

„Die Entschließung, den Lasten ausgleich 
in sich geschlossen zu gestalten, muß dazu 
führen, ihn von der öffentlichen Haus- 
haltsgebarung klar zu trennen und damit 
die Aufgaben des Haushalts und die des 
Lastenausgleichs deutlich gegeneinander 
abzugrenzen. Während idas allgemeine 
Steueraufkommen für die Erfüllung der 
allgemeinen Staatsaufgaben zur Verfügung 
steht, bleibt das Aufkommen aus den 
Lastenausgleichsabgaben der Bewirkung 
von Ausgleichsleistungen Vorbehalten. 
Ebensowenig dürfen dann aber für die 
Erfüllung der besonderen Ausgleichs- 
leistungen allgemeine Steuer mittel in An- 
spruch genommen werden. Hieraus ergibt 
sich, daß der Gesamtumfang der mög- 
lichen Ausgleichsleistungen durch das zu 
erwartende Gesamtaufkommen bestimmt 
ist, daß sich also die Regelung der Aus- 
gleichsleistungen unter diesem Gesichts- 
punkt nur als ein Verteilungsproblem 
dar stellt.“ 

Nach dem Gesamtsystem des Lastenaus- 
gleichsgesetzes sollen damit also die Zu- 
schüsse der Länder lediglich eine vor- 
läufige Garantie des jährlichen Gesamt- 
aufkommens für den Eingliederungszeit- 
raum dars teilen. Der Bundesrat kann 
deshalb keiner Regelung zustimmen, die 
eine Deckung der durch das 4. ÄndG LAG 
entstehenden Mehrleistungen in weiteren 
zusätzlichen Zuschüssen des Bundes und 
der Länder sucht. Der Bundesrat sieht 
sich in dieser Auffassung um so mehr be- 
stärkt, als die jetzige Fassung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes und dabei insbesondere 
die §§ 6, 323 und 348 LAG einer ord- 
nungsgemäßen Abwicklung der Verpflich- 
tungen des Lastenausgleichsfonds bisher 
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ermöglicht haben. Es ist sogar festzustel- 
len, daß die zur Deckung des Kassen- 
bedarfs des Lastenausgleichsfonds vorge- 
sehenen Möglichkeiten (Anleihen) noch 
nicht in vollem Umfange in Anspruch ge- 
nommen zu werden brauchten. Wenn 
bisher also der Eingliedcrungsbedarf ganz 
überwiegend aus laufenden Einnahmen 
des Lastenausgleichsfonds gedeckt werden 
konnte, so wird dies nach dem Inkraft- 
treten des 4. ÄndG LAG künftig nicht 
mehr in dem bisherigen Umfange möglich 
sein. Der Eingliederungsbedarf wird da- 
her künftig in stärkerem Umfange seine 
Deckung auf dem Wege der Vorfinan- 
zierung finden müssen. 

Der Entwurf würde in Abweichung der 
im Vorstehenden dar gelegten Grundsätze 
die Länder nahezu mit dem gesamten 
Mehrbedarf aus dem 4. ÄndG LAG von 
jährlich 450 Mio DM belasten. Diese Be- 
lastungen sind im einzelnen auf folgende 
Bestimmungen zurückzuführen: 

1. ^ ^ LAG 

Die im 4. ÄndG LAG vorgesehene 
Neufassung des § 6 LAG würde den 
Ländern folgende zusätzliche Ausgaben 
verursachen: 

a) aus dem Wegfall der Verwaltungs- 
kosten gemäß § 6 Abs. 1 und dem 
Wegfall der Minderungsbeträge 
nach § 6 Abs. 2 LAG jährlich etwa 
250 Mio DM, 

b) aus den Zuschüssen der öffentlichen 
Elaushalte gemäß § 6 Abs. 3 LAG 
(unter Berücksichtigung der Aus- 
wirkungen des Gesetzes auf die 
Minderungsbestimmung in Satz 2 
a. a. O.) jährlich etwa 100 Mio DM. 

2. § 323 Abs. 1 LAG 

Die im 4. ÄndG LAG vorgesehene 
Neufassung des § 323 Abs. 1 LAG be- 
lastet die Ländcrhaushalte und schmä- 
lert die Wohnungsbaumittel um jährlich 
etwa 57 Mio DM. 

3. § 348 Abs. 2 LAG 

Die nach der Neufassung im 4. ÄndG 
LAG vorgesehene Erhöhung der Til- 
gungssätze von Wohnraumhilfemltteln 
durch die Länder verursacht zur Zeit 
eine jährliche Mehrbelastung von 
32 Mio DM, die im Laufe der Zeit mit 
der Erhöhung der Darlehenssummen 
jährlich um weitere 12 Mio DM steigen 


würde. Auch dies ist im Interesse des 
sozialen Wohnungsbaues, dessen Finan- 
zierungsquelle durch die verstärkte Til- 
gung beeinträditlgt würde, nicht trag- 
bar. 

Ebenso muß auch die vorgesehene Rege- 
lung des Art. V § 5 abgelehnt werden. 
Die mit dieser Bestimmung vorgesehene 
Sanktionierung einer von den Ländern 
bisher nicht anerkannten Verwaltungs- 
maßnahme des Bundcsausglelchsamtes 
würde erhebliche Mittel, die nach der zur 
Zeit gültigen Fassung des Lastenausgleichs- 
gesetzes den Ländern zustchen, ebenfalls 
zusätzlich für Zwecke des Lastenaus- 
gleichs binden. Die demgegenüber emp- 
fohlene Neufassung des Art. V § 5 würde 
den Interessen des Bundesausgleichsamtes 
und den Länderlnteresssen gleichermaßen 
Rechnung tragen. 

Sonder begrün düng zu Nr. 2 
Nach der bisherigen Regelung stand den 
Ländern für Zwecke der WohnraumhÜfe 
das gesamte Aufkommen der Fiypothe- 
kengewinnabgabe einschließlich der Ab- 
lösungsbeträge nach den Vorschriften der 
Ablösungsverordnung zur Verfügung. 
Gegenüber dieser Regelung würde nun- 
mehr für die nächsten Jahre eine erheb- 
liche Minderung der zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues dienenden Mit- 
tel eintreten, da nach der Vorlage zu- 
nächst jährlich nur 5 v. FI. des Aufkom- 
mens Im Ablösungsjahr verplant werden 
könnten. Es handelt sich hierbei um 
Jahresbeträge etwa zwischen 50 und 
100 Mio DM. 

Diese Fierabsetzung kann schon deshalb 
nicht hingenommen werden, weil 

a) die Wohnraumhilfebeträge aus der 
Flypothekengewinnabgabe ab 1957 
ohnehin steigend reduziert werden; 

b) der Sozialpfandbrief ab 1. Januar 1955 
in Fortfall gekommen ist; 

c) das Aufkommen an 7 c-Mitteln we- 
gen der einschränkenden Bestimmun- 
gen des Gesetzes über die Neuord- 
nung von Steuern ab 1955 beträcht- 
lich geringer sein wird; 

d) auch die Entlastung Berlins um 
10 Mio DM aus der Flypotheken- 
gewinnabgabe sich als Kürzung der 
WohnraumhÜfe auswirkt. 

Wenn zu allem noch der erhebliche Rück- 
gang wegen der verstärkten Tilgung der 
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Darlehen des Lastenausgleichsfonds käme, 
wie es in der Novelle zu § 348 Abs. 2 
(Nr. 60) vorgesehen ist, so würde dies 
eine einschneidende, nicht tragbare Sen- 
kung der für den Wohnungsbau allge- 
mein dringendst notwendigen Mittel und 
damit einen entscheidenden Rückgang des 
Wohnungsbaues bedeuten. 

Die bisherige Fassung des § 323 Abs. 1 
brachte die Absicht des Gesetzgebers zum 
Ausdruck, die Mittel der Zukunft auf die 
Gegenwart zur schnelleren Behebung der 
Wohnungsnot vorzuziehen. In der glei- 
chen Richtung liegt das im LAG vorge- 
sehene Ablösungsprinzip. 

Dieser Grundsatz wird durch die in 
Nr. 52 Buchstabe a vorgesehene Ände- 
rung im § 323 Abs. 1 allein zu Lasten 
des Wohnungsbaues verlassen, obwohl 
gerade dieser durch die Ablösung den 
stärksten Vorteile haben müßte. 

Sonderbegründung zu Nr. 3 
Die vorgesehene Regelung widerspricht 

1. der unter Mitwirkung der Länder bis- 
her getroffenen gesetzlichen Bestim- 
mung über die dreißigjährige Laufzeit 
der Darlehen; 

2. den bisher mit den Ländern abgeschlos- 
senen Darlehnsverträgen; 

3. den haushaltsrechtlichen Vorschriften 
(Finanzhoheit der Länder), da die Til- 
gung der Mittel nicht aus ihrem Einsatz 
erfolgen kann, sondern zu Lasten der 
Länderhaushalte gehen muß. 

Ferner wird damit gleichzeitig eine Re- 
duzierung des Wohnungsbaues in der Ge- 
genwart, die aus den obengenannten 
Gründen abgelehnt werden muß, bewirkt. 

IL auf der Leistungsseite 

1. Zu Art. I Nr. 9 (§ 228 LAG) 

In § 228 ist ein neuer Absatz 2 einzufü- 
gen mit folgendem Wortlaut: 

„(2) Als im Vertreibungsgebiet entstan- 
den gilt ein durch Kriegsereignisse ent- 
standener Schaden an Hausrat, der aus 
kriegsbedingten Gründen aus dem Ver- 
treibungsgebiet verlagert worden ist, so- 
fern der Eigentümer bis zur Vertreibung 
seinen Wohnsitz in diesem Gebiet beibe- 
halten hat.'" 


Begründung 

Durch die auf Beschluß des Deutschen 
Bundestages angefügte Ergänzung ist zu- 
gunsten der Kriegssachgeschädigten eine 
Ausweitung in der Weise erfolgt, daß als 
Kriegssachschaden auch ein Schaden an 
Hausrat gilt, der nicht im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder Berlin (West) ent- 
standen ist. 

Die vorgeschlagene Einfügung erscheint 
aus dem Grundsatz der gleichen Behand- 
lung der Vertriebenen und Kriegssach- 
gesAädigten geboten. Nach der bisherigen 
Rechtslage konnte der Verlust von Haus- 
rat bei Vertriebenen dann nicht entschä- 
digt werden, wenn die Verlagerung in ein 
Gebiet erfolgt war, in dem weder ein Ver- 
treibungsschaden noch ein Kriegssach- 
schaden entstehen konnte. 

Der bisherige Absatz 2 mit der vorge- 
schlagenen Anfügung eines Satzes („Als 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
zurückkehrt.“) wird Absatz 3. 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. Zu Art. I Nr. 16 Buchstabe b (§ 244 LAG) 
Die vorgesehene Erweiterung des § 244 
ist nicht vorzunehmen, sondern dafür ein 
neuer Abs. 3 in § 232 LAG einzufügen 
mit folgendem Wortlaut: 

„(3) Soweit die in Absatz 1 erwähnten 
Ausgleichsleistungen mit Rechtsanspruch 
vererblich sind, gehen sie auf den Fiskus 
als den gesetzlichen Erben nur insoweit 
über, als ohne ihre Erfüllung Nachlaß- 
verbindlichkeiten nicht befriedigt werden 
können.“ 

Begründung 

Die Richtigkeit des unter Nr. 16 Buch- 
stabe b gemachten Vorschlages wird aner- 
kannt, den Fiskus als gesetzlichen Erben 
dann auszuschließen, wenn Nachlaßver- 
bindlichkeiten nicht mehr zu erfüllen 
sind. Es wird jedoch die Meinung vertre- 
ten, daß sich diese Bestimmung nicht nur 
auf die Hauptentschädigung, für die sie 
ursprünglich gedacht war, beziehen darf, 
sondern auf alle übrigen vererblichen 
Leistungen mit Rechtsanspruch ausge- 
dehnt werden muß. Es wird deshalb für 
richtig gehalten, diese Bestimmung nicht 
in § 244, sondern in § 232 LAG zur Gel- 
tung zu bringen, womit nicht nur Lei- 
stungen nach dem LAG, sondern auch 
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nach dem WAG und Altsparergesetz er- 
faßt sind. Auf diese Weise erübrigt es 
sich, bei den einzelnen Gesetzen entspre- 
chende Hinweise zu bringen. 

3. Zu Art. I Nr. 29 Buchstabe a (§ 267 LAG) 
In § 267 Satz 3 sind die Worte „erhöhen 
sich ihre Aufwendungen durch Halten 
einer“ zu ersetzen durch die Worte „hal- 
ten sie eine“. 

Begründung 

Durch diese Anregung soll erreicht wer- 
den, daß die Ausgleichsbehörden den 
Nachweis von Aufwendungen nicht ver- 
langen. 

4. Zu Art. I Nr. 29 Buchstabe d (§ 267 LAG) 

In Abs. 2 Nr. 2 ist der erste Teil des nach 
einem Komma an Buchstabe d anzufü- 
genden Halbsatzes wie folgt zu fassen: 
„sowie Eltern oder Elternteile, die eine 
Elternrente wegen des Fortfalls von Kin- 
dern als Ernährer beziehen,“ 

Begründung 

Die durch die bisherige Fassung des § 267 
Abs. 2 vorgenommene Beschränkung auf 
die dort aufgeführten Elternrenten er- 
scheint zu eng. 

5. Zu Art. I Nr. 31 Buchstabe a (§ 272 LAG) 
In Abs. 1 Satz 3 ist Halbsatz 2 wie folgt 
zu fassen: 

„bei Kriegssadigeschädigten, Ortsgeschä- 
digten und Sparern ist das Vorliegen 
dieser Voraussetzung stets dann anzu- 
nehmen, wenn sich ein Schadensbetrag 
(§ 266) von mehr als 8500 RM ergibt.“ 

Begründung 

Die vorgesehene Änderung, nach der 
statt eines Schadensbetrages von bisher 
10 000 RM ein Grundbetrag von 3600 DM 
erreicht sein soll, hat nicht nur formale, 
sondern auch materielle Bedeutung. 

Diese Vorschrift bedeutet für einen Teil 
der genannten Geschädigten zweifellos 
eine Vergünstigung, wenn der Geschä- 
digte am Währungsstichtag vermögenslos 
war, so daß eine Kürzung des für ihn zu 
berechnenden Grundbetrages nach § 249 
nicht durchzuführen ist. Für die Mehrzahl 
der Geschädigten bedeutet die vorgese- 
hene Änderung jedoch eine Schlechter- 
stellung, weil der Übergang auf einen 
Grundbetrag nur möglich ist, wenn zu- 


vor eine Kürzung dieses Grundbetrages 
nach § 249 durchgeführt ist. 

Es empfiehlt sich, nicht den Grundbetrag 
zur Leistungsvoraussetzung zu machen, 
sondern es bei einem Schadensbetrag zu 
belassen. Eine Herabsetzung des Scha- 
densbetrages von 10 000 RM auf einen 
Schadensbetrag, der 8500 RM übersteigt, 
erscheint im Interesse der Geschädigten 
geboten. Diese Verbesserung ist auch aus 
der neuen Schadenstabelle des § 246 
Abs, 2 begründet, in der In Zukunft 
einem Grundbetrag von 3600 DM ein 
Schadensbetrag von über 8500 RM ent- 
spricht. 

6. Zu Art. I Nr. 43 (§ 285 LAG) 

Hinter § 285 Abs. 2 ist ein neuer Abs. 3 
einzufügen mit folgendem Wortlaut: 

„(3) Absatz 2 gilt im Falle der Zuer- 
kennung für Vermögensschäden entspre- 
chend für eine alleinstehende Tochter 
(§ 261 Abs. 2 Satz 2) mit der Maßgabe, 
daß die Entschädigungsrente nur gewährt 
wird, bis der ihr zustehende Grundbe- 
tragsanteil verbraucht ist.“ 
Begründung 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß es 
eine unbillige Härte wäre, die bisherigen 
Rechte der alleinstehenden Tochter inso- 
weit zu beschneiden. 

7. Zu Art. I Nr. 49 (§ 298 LAG) 

Art. I Nr. 49 ist zu streidien. 
Begründung 

Die in dieser Bestimmung des Gesetzes- 
beschlusses des Bundestages vorgesehene 
Neufassung des § 298 LAG gibt zu der 
Befürchtung Anlaß, daß die Bundesmittel, 
die bisher für den Wohnungsbau für So- 
wjetzonenflüchtlinge zusätzlich zur Verfü- 
gung gestellt wurden. In Zukunft im Hin- 
blick auf diese neue Regelung entspre- 
chend geschmälert werden. Dies kann je- 
doch nicht die Absicht des Gesetzgebers 
sein, weil die für Sowjetzonenflüchtlinge 
aufgewendeten Mittel zu Lasten der übri- 
gen Geschädigten gehen. Der vorgesehe- 
nen Neufassung des § 298 LAG könnte 
daher nur unter der Voraussetzung zu- 
gestimmt werden, daß der Bundes- 
minister der Finanzen verbindlich erklärt, 
daß diese Bestimmung nicht als Grund 
für die Schmälerung der Zurverfügung- 
stellung zusätzlicher Bundesmittel für den 
Wohnungsbau für Sowjetzonenflüchtlinge 
dienen kann. 
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8. Zu Art. I Nr. 50 (§ 301 LAG) 

Art. I Nr. 50 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Berücksichtigung von Sowjetzonen- 
flüchtlingen und ihnen gleichgestellten 
Personen ist nur möglich nach den Vor- 
aussetzungen und Grundsätzen, die für 
die vergleichbaren Hilfen im Sinne des 
LAG gelten, und nur dann, wenn aus 
Bundeshaushaltsmitteln Beträge für den 
Härtefonds zur Verfügung gestellt wer- 
den. Andernfalls würde die Berücksichti- 
gung der Härtefondsberechtigten zu einer 
Verkürzung der Leistungen an Geschä- 
digte führen. Der vorgesehenen Neufas- 
sung des § 301 Abs. 3 LAG könnte da- 
her nur zugestimmt werden, wenn der 
Bundesminister der Finanzen verbindlich 
erklärt, daß Bundeshaushaltsmittel für 
den Härtefonds zur Verfügung gestellt 
werden. 

9. Zu Art. I Nr. 61 (§ 350 b LAG) 

§ 350 b Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu 
fassen: 

„Auf öffentlich rechtliche Geldforderungen 
des Ausgleichsfonds finden die landesge- 
setzlichen Vorschriften über das Verwal- 
tungszwangsverfahren Anwendung.“ 
Begründung 

Die neu einzufügende Vorschrift des 
§ 350 a LAG gibt die Möglichkeit der Er- 
stattung und Verrechnung zuviel erhalte- 
ner Ausgleichsleistungen. Nach § 350 b 
Abs. 1 Satz 1 finden auf öffentlidi-recht- 
liche Geldforderungen des Ausgleichs- 
fonds die Vorschriften des Verwaltungs- 
vollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (BGBl. I S. 157) Anwendung. Dies 
würde zur Folge haben, daß die Stadt- 
und Landkreise beim Verwaltungszwangs- 
verfahren zwei nicht nur formell vonein- 
ander abweichende umfangreiche Rege- 
lungen (Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften) beachten müßten, was jedoch 
eine wesentliche Erschwerung und auch 
eine Rechtsunsicherheit mit sich bringen 
würde. Durch die Anwendung der vor- 
geschlagenen Neufassung des § 350 b 

werden diese Folgen vermieden. 

10. Zu Art. I Nr. 61 (§ 350 c LAG) 

Die vorgesehene Einfügung eines § 350 c 
wird gestrichen. 

Begründung 

Es wird darauf hingewiesen, daß gleich- 


gerichtete Bestrebungen anläßlich des Er- 
lasses der Bundesrichtlinien 1955 für den 
Einsatz der Bundesmittel für den sozia- 
len Wohnungsbau ausgeschaltet werden 
konnten. Die bevorzugte Berücksichtigung 
von Vertriebenen, Kriegssachgeschädigten 
und Sowjetzonenflüchtlingen bei der Ver- 
gabe von Bauaufträgen mag für öffentliche 
Aufträge tragbar sein, jedoch nicht für 
Bauleistungen im sozialen Wohnungsbau. 
Der schmale Kostenrahmen des sozialen 
Wohnungsbaues und der Umstand, daß 
bei Bauleistungen auch die Leistungs- 
fähigkeit eines Unternehmers von großer 
Wichtigkeit ist, machen dem Bauherrn 
die Beachtung der beabsiichtigten Vor- 
schrift in den meisten Fällen unmöglich. 
Zur Überwachung der Beachtung wäre es 
unumgänglich notwendig, In eine Prüfung 
der gesamten Angebotsunterlagen durch 
die für den sozialen Wohnungsbau zu- 
ständigen Vollzugsbehörden einzutreten. 
Dies würde einen starken Verwaltungs- 
aufwand zur Folge haben. Es ist außer- 
dem zu befürchten, daß die Beachtung 
des beabsichtigten § 350 c zu Schaden- 
ersatzklagen gegen den Staat führen 
könnte. In allen Ländern werden die 
Wohnraumhilfe- mit den Bundeshaushalts- 
mitteln für den sozialen Wohnungsbau 
und den diesbezüglichen Landesmitteln 
gemischt, so daß auch ein etwaiger Ein- 
wand dergestalt, die Vorschrift des -§ 350 c 
beziehe sich nur auf die mit Wohnraum- 
hllfemitteln geförderten Bauvorhaben, 
nicht durchschlagen würde. 

11. Zu Art. II Nr. 3 Buchstabe a (§ 8 FestGes) 
In Abs. 1 Ist anschließend an die vorge- 
schlagene Anfügung eines Satzes („Als 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder zurückkehrt.“) ein weite- 

rer Satz mit folgendem Wortlaut anzu- 
fügen: 

„Als im Vertreibungsgebiet entstanden 
gilt ein durch Kriegsereignisse entstande- 
ner Schaden an Hausrat, der aus kriegs- 
bedingten Gründen aus dem Vertreibungs- 
gebiet verlagert worden ist, sofern der 
Eigentümer bis zur Vertreibung seinen 
Wohnsitz in diesem Gebiet beibehalten 
hat.“ 

Begründung 

Die Anfügung des neuen Satzes ergibt sich 
aus der Einfügung bei Art. I Nr. 9 (§ 228 
Abs. 2 LAG) vorgesehenen Fassung. 
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